
Änderung des Masernschutzgesetzes 
– Beschlossen durch den Bundestag am 04.03.2021 – ab dem 31.03.2021 - 

 
Mit dem Masernschutzgesetz vom 10. Februar 2020 (BGBl. 2020 I S. 148) wurde in § 20 Absatz 10 
vorgesehen, dass bestimmte Personengruppen, u. a. Personen, die bereits am 1. März 2020 in 
Gemeinschaftseinrichtungen untergebracht waren oder dort arbeiteten, den Nachweis über eine 
erfolgte Masernimpfung bis zum 31. Juli 2021 erbringen müssen.  
Der Bundestag hat im Gesetzespaket zur Fortgeltung der "epidemischen Lage" - beschlossen, die 
Nachweisfrist für die Masernimmunität vom 31.07. auf den 31.12.2021 zu verlängern (Dt. Bundestag 
04.03.2021, Bundestagsdrucksache 19/27291, S. 14). Mit dieser Verlängerung wird dem Umstand 
Rechnung getragen, dass die Organisation der Prüfung der Nachweispflicht wegen der andauernden 
COVID-19-Pandemie erschwert sein kann. Das Gesetz ist am 31. März 2021 in Kraft getreten. 
Betroffen von dieser Fristverlängerung sind alle, die bereits am 01.03.2020 in der aktuellen Form der 
Betreuung waren und diese bis zum 31.12.2021 nicht wechseln. Im Falle eines Betreuungswechsels 
(neu in die KiTa, Schulwechsel, ...) ist der Nachweis unverändert mit dem ersten Betreuungstag zu 
führen. 
 
Auszug aus dem Gesetzestext: 
IfSG § 20 Absatz 9, 10 und 11 
(9) Personen, die in Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 Nummer 1 bis 3 betreut oder in 
Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 Satz 1, § 33 Nummer 1 bis 4 oder § 36 Absatz 1 Nummer 4 tätig 
werden sollen, haben der Leitung der jeweiligen Einrichtung vor Beginn ihrer Betreuung oder ihrer 
Tätigkeit folgenden Nachweis vorzulegen: 

1. eine Impfdokumentation nach § 22 Absatz 1 und 2 oder ein ärztliches Zeugnis, auch in 
Form einer Dokumentation nach § 26 Absatz 2 Satz 4 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch, darüber, dass bei ihnen ein nach den Maßgaben von Absatz 8 Satz 2 
ausreichender Impfschutz gegen Masern besteht, 

2. ein ärztliches Zeugnis darüber, dass bei ihnen eine Immunität gegen Masern vorliegt oder 
sie aufgrund einer medizinischen Kontraindikation nicht geimpft werden können oder 

3. eine Bestätigung einer staatlichen Stelle oder der Leitung einer anderen in Absatz 8 Satz 1 
genannten Einrichtung darüber, dass ein Nachweis nach Nummer 1 oder Nummer 2 
bereits vorgelegen hat. 

Die oberste Landesgesundheitsbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle kann bestimmen, dass der 
Nachweis nach Satz 1 nicht der Leitung der jeweiligen Einrichtung, sondern dem Gesundheitsamt 
oder einer anderen staatlichen Stelle gegenüber zu erbringen ist. Die Behörde, die für die Erteilung 
der Erlaubnis nach § 43 Absatz 1 des Achten Buches Sozialgesetzbuch zuständig ist, kann bestimmen, 
dass vor dem Beginn der Tätigkeit im Rahmen der Kindertagespflege der Nachweis nach Satz 1 ihr 
gegenüber zu erbringen ist. Wenn der Nachweis nach Satz 1 von einer Person, die aufgrund einer 
nach Satz 8 zugelassenen Ausnahme oder nach Satz 9 in Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 
Nummer 1 bis 3 betreut oder in Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 Satz 1, § 33 Nummer 1 bis 4 oder § 
36 Absatz 1 Nummer 4 beschäftigt oder tätig werden darf, nicht vorgelegt wird oder wenn sich 
ergibt, dass ein Impfschutz gegen Masern erst zu einem späteren Zeitpunkt möglich ist oder 
vervollständigt werden kann, hat 

1. die Leitung der jeweiligen Einrichtung oder 
2. die andere Stelle nach Satz 2 oder Satz 3 

unverzüglich das Gesundheitsamt, in dessen Bezirk sich die Einrichtung befindet, darüber zu 
benachrichtigen und dem Gesundheitsamt personenbezogene Angaben zu übermitteln. Eine 
Benachrichtigungspflicht besteht nicht, wenn der Leitung der jeweiligen Einrichtung oder der 
anderen Stelle nach Satz 2 oder Satz 3 bekannt ist, dass das Gesundheitsamt über den Fall bereits 
informiert ist. Eine Person, die ab der Vollendung des ersten Lebensjahres keinen Nachweis nach Satz 
1 vorlegt, darf nicht in Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 Nummer 1 bis 3 betreut oder in 
Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 Satz 1, § 33 Nummer 1 bis 4 oder § 36 Absatz 1 Nummer 4 



beschäftigt werden. Eine Person, die über keinen Nachweis nach Satz 1 verfügt oder diesen nicht 
vorlegt, darf in Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 Satz 1, § 33 Nummer 1 bis 4 oder § 36 Absatz 1 
Nummer 4 nicht tätig werden. Die oberste Landesgesundheitsbehörde oder die von ihr bestimmte 
Stelle kann allgemeine Ausnahmen von den Sätzen 6 und 7 zulassen, wenn das Paul-Ehrlich-Institut 
auf seiner Internetseite einen Lieferengpass zu allen Impfstoffen mit einer Masernkomponente, die 
für das Inverkehrbringen in Deutschland zugelassen oder genehmigt sind, bekannt gemacht hat; 
parallel importierte und parallel vertriebene Impfstoffe mit einer Masernkomponente bleiben 
unberücksichtigt. Eine Person, die einer gesetzlichen Schulpflicht unterliegt, darf in Abweichung von 
Satz 6 in Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 Nummer 3 betreut werden. 
 
(10) Personen, die am 1. März 2020 bereits in Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 Nummer 1 bis 3 
betreut werden oder in Einrichtungen nach § 23 Absatz 3 Satz 1, § 33 Nummer 1 bis 4 oder § 36 
Absatz 1 Nummer 4 tätig sind, haben der Leitung der jeweiligen Einrichtung einen Nachweis nach 
Absatz 9 Satz 1 bis zum Ablauf des 31. Dezember 2021 vorzulegen. Absatz 9 Satz 2 bis 5 findet mit der 
Maßgabe entsprechende Anwendung, dass eine Benachrichtigung des zuständigen 
Gesundheitsamtes und eine Übermittlung personenbezogener Angaben immer zu erfolgen hat, wenn 
der Nachweis nach Absatz 9 Satz 1 nicht bis zum Ablauf des 31. Dezember 2021 vorgelegt wird. 
 
(11) Personen, die bereits vier Wochen in Gemeinschaftseinrichtungen nach § 33 Nummer 4 betreut 
werden oder in Einrichtungen nach § 36 Absatz 1 Nummer 4 untergebracht sind, haben der Leitung 
der jeweiligen Einrichtung einen Nachweis nach Absatz 9 Satz 1 wie folgt vorzulegen: 
1. innerhalb von vier weiteren Wochen oder, 
2. wenn sie am 1. März 2020 bereits betreut werden oder untergebracht sind, bis zum Ablauf des 31. 
Dezember 2021. 
 
Absatz 9 Satz 2, 4 und 5 findet mit der Maßgabe entsprechende Anwendung, dass eine 
Benachrichtigung des zuständigen Gesundheitsamtes und eine Übermittlung personenbezogener 
Angaben immer zu erfolgen hat, wenn der Nachweis nach Absatz 9 Satz 1 nicht bis zu dem in Satz 1 
Nummer 1 oder Nummer 2 genannten Zeitpunkt vorgelegt wird. 
(https://www.sozialgesetzbuch-sgb.de/ifsg/20.html) 
 
 
Dies haben wir auch bereits auf unserer Kita.NRW Homepage angepasst: 
https://www.kita.nrw.de/kinder-bilden/gesundheitsfoerderung/impfpflicht-masernschutzgesetz 
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